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Vorblatt 


Entschließungsantrag der Fraktion der CDU/CSU zum 
Verkehrsfinanzgesetz 1971 

(Schriftlicher Bericht des Finanzausschusses) 


A. Problem 

Infolge der Erhöhung der Mineralölsteuer durch das Gesetz 
über die weitere Finanzierung von Maßnahmen zur Verbesse- 
rung der Verkehrsverhältnisse in den Gemeinden und des Bun- 
desfernstraßenbaus (Verkehrsfinanzgesetz 1971) sind nach Auf- 
fassung der Antragsteller bei mittelständischen Mineralölunter- 
nehmen Liquiditätseinbußen sowie eine Verschlechterung der 
Wettbewerbsbedingungen zu erwarten. 


B. Lösung 

Die Bundesregierung wird ersucht, zunächst die tatsächlichen 
Verhältnisse zu ermitteln und zu berichten. 

Einmütigkeit im Ausschuß 


C. Alternative 

entfällt 


D. Kosten 

Die Ermittlung erfordert einen begrenzten Prüfungsaufwand. 
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6. Wahlperiode 
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Sachgebiet 612 


Schriftlicher Bericht 

des Finanzausschusses 
(6. Ausschuß) 

über den Entschließungsantrag der Fraktion der CDU/CSU 

— Umdruck 246 — 

zum Gesetz über die weitere Finanzierung von Maßnahmen 
zur Verbesserung der Verkehrs Verhältnisse der Gemeinden 
und des Bundesfernstraßenbaus 
(Verkehrsfinanzgesetz 1971) 

— Drucksachen VI/2767, zu VI/2767 r Nachtrag zu VI/2767, VI/2925, 
zu VI/2925, VI/2975, VI/3025 — 


A. Bericht des Abgeordneten Meinike (Oberhausen) 


In der dritten Beratung des Entwurfs eines Ge- 
setzes über die weitere Finanzierung von Maß- 
nahmen zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse 
der Gemeinden und des Bundesfernstraßenbaus 
(Verkehrsfinanzgesetz 1971) in der 158. Sitzung des 
Deutschen Bundestages vom 10. Dezember 1971 
wurde der vorliegende Entschließungsantrag — 
Umdruck 246 — eingebracht und an den Finanz- 
ausschuß zur Beratung überwiesen. Der Ausschuß 
hat sich mit dem Entschließungsantrag am 27. Ja- 
nuar 1972 befaßt. 

Nach dem Entschließungsantrag der Fraktion der 
CDU/CSU sollte die Bundesregierung ersucht wer- 
den, entsprechend der im Jahreswirtschaftsbericht 
1971 gegebenen Zusicherung zu prüfen, auf welchem 
Wege durch eine Modifizierung der Zahlungsfristen 
der als offenkundig angenommenen Tatsache Rech- 
nung getragen werden könne, daß die mittelstän- 
dischen Mineralölunternehmen durch die Erhöhung 
der Mineralölsteuer einer zusätzlichen Liquiditäts- 
einbuße und damit einer Verschlechterung ihrer 
Wettbewerbsbedingungen ausgesetzt sei. Bei der 


vorangegangenen Beratung des Verkehrsfinanz- 
gesetzes 1971 im Finanzausschuß war die CDU/CSU 
mit einem Antrag zur Fälligkeitsregelung bei der 
Mineralölsteuer (§ 6 Mineralölsteuergesetz) nicht 
durchgedrungen; der Antrag sah Verlängerungen 
bei den Zahlungsfristen für die ersten und zweiten 
1 000 000 DM einer Monats-Steuerschuld vor. 

Der Vertreter der Bundesregierung hat im Aus- 
schuß dargelegt, es könne nicht als offenkundig an- 
gesehen werden, daß die bestehende Fälligkeits- 
regelung für die Entrichtung der Mineralölsteuer 
den von den Mineralölunternehmen — auch den 
mittelständischen — durchschnittlich gewährten 
Zahlungszielen nicht ausreichend Rechnung trage. 
Es müsse im Gegenteil davon ausgegangen werden, 
daß diese Fälligkeitsfristen bisher und auch nach 
Wirksamwerden der Steuererhöhung allgemein aus- 
reichten, um die Steuer zum Fälligkeitstermin aus 
den bereits vereinnahmten Erlösen zu zahlen. Die 
in der Bundesrepublik geltende Regelung zeichne 
sich gegenüber den Regelungen in den anderen 
Mitgliedstaaten der EWG sogar durch ein beson- 
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deres Maß von Rücksichtnahme aus. Aus der Frak- 
tion der SPD wurde daher der Vorschlag gemacht, 
die Bundesregierung zunächst einmal um Prüfung 
der maßgeblichen Umstände zu ersuchen. Nach Vor- 
liegen eines entsprechenden Berichts ist ein Urteil 
darüber möglich, ob die Umstände generelle Er- 
leichterungen erfordern oder ob es entsprechend 
der bestehenden Praxis sein Bewenden damit haben 
kann, daß in begründeten Ausnahmefällen Zah- 
lungsaufschub im Rahmen des § 129 RAO gewährt 
wird. 

Auch die Opposition fand sich im Verlaufe der 
Beratung bereit, einer entsprechenden Neuformulie- 
rung der Entschließung zuzustimmen. Auf ihren 
Wunsch wird besonders darauf hingewiesen, es 
solle auch geprüft werden, inwieweit die mittel- 
ständischen Unternehmen mit der seit 1967 für die 


im November entstehenden Mineralölsteuerschul- 
den geltenden besonderen Fälligkeitsregelung zu- 
rechtkommen. Die Opposition tendiert nunmehr 
dahin, auf einen allgemeinen Abbau dieser Sonder- 
regelung zu drängen. Die Opposition hat außer- 
dem ein besonderes Interesse daran bekundet, nicht 
nur Zahlen für die durchschnittlich von mittelstän- 
j dischen Betrieben gewährten Zahlungsziele zu er- 
halten; sie möchte außerdem wissen, ob und inwie- 
weit eine bestimmte Gruppe von Unternehmen 
unter dem Druck der Marktverhältnisse sich zu 
außergewöhnlich langen Zahlungszielen bereitfin- 
den müsse. 

Die zur Annahme empfohlene Entschließung steht 
in Übereinstimmung mit einer bereits im Jahres- 
wirtschaftsbericht 1971 enthaltenen Ankündigung 
der Bundesregierung. 


Bonn, den 31. Januar 1972 


Meinike (Oberhausen) 

Berichterstatter 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode Drucksache VI/31 10 

B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Entschließungsantrag — Umdruck 246 — in 
der sich aus der anliegenden Zusammenstellung 
ergebenden Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 31. Januar 1972 

Der Finanzausschuß 

Dr. Schmidt (Wuppertal) Meinike (Oberhausen) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des Entschließungsantrags der Fraktion der CDU/CSU zum 
Verkehrsfinanzgesetz 1971 

— Umdruck 246 — 

mit dem Beschluß des Finanzausschusses 


Entschließungsantrag der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, entsprechend 
der im Jahres wirtschaftsbericht 1971 gegebenen Zu- 
sicherung zu prüfen, auf welchem Wege durch eine 
Modifizierung der Zahlungsfristen der Tatsache 
Rechnung getragen werden kann , daß die mittel- 
ständischen Mineralölunternehmen durch die Erhö- 
hung der Mineralölsteuer einer zusätzlichen Liquidi- 
tätseinbuße und damit einer Verschlechterung ihrer 
Wettbewerbsbedingungen ausgesetzt sind. 


Beschluß des 6. Auschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, entsprechend 
der im Jahreswirtschaftsbericht 1971 enthaltenen 
Ankündigung innerhalb eines Jahres anhand reprä- 
sentativer Fälle zu prüfen, 

1. innerhalb welcher durchschnittlichen Zeitspanne 
einerseits die mittelständischen Mineralölunter- 
nehmen und andererseits die großen Mineralöl- 
firmen die Mineralölsteuerbelastung auf ihre Ab- 
nehmer im Jahre 1971 abgewälzt haben, 

2. welche durchschnittlichen Zahlungsziele die mit- 
telständischen Mineralölunternehmen und die 
großen Mineralölfirmen im Jahre 1971 gewährt 
haben, 

3. ob die mittelständischen Mineralölunternehmen 
durch die Erhöhung der Mineralölsteuer einer 
unvermeidlichen zusätzlichen Liquiditätseinbuße 
und damit einer Verschlechterung ihrer Wett- 
bewerbsbedingungen ausgesetzt worden sind. 

Dabei soll auch die speziell im Monat Dezember 
eines jeden Jahres durch die besondere Fälligkeits- 
regelung für im November entstehende Mineralöl- 
steuerschulden (§ 6 Abs. 1 Nr. 3 Mineralölsteuer- 
gesetz) bedingte besondere Situation untersucht 
werden. 

Die Bundesregierung wird ferner ersucht, mit dem 
Prüfungsergebnis auch eine Übersicht vorzulegen, 
ob, in welchem Umfang und unter welchen Bedin- 
gungen in den Mitgliedstaaten der EWG Zahlungs- 
fristen gelten und ob, sowie unter welchen Bedin- 
gungen dort von Sicherheitsleistungen für Mineral- 
ölsteuerschulden abgesehen wird. 
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